
Genossenschaften solidarisieren
Mietaktivist Tobias Bernet fordert eine Besinnung auf die Wurzeln der Bewegung
Das Modell der Genossenschaft
»Diese eG« wird von verschiedenen
Seiten kritisiert. Die resultieren-
den Mieten bei der Wahrnehmung
von Vorkaufsrechten seien zu hoch,
das Modell finanziell riskant. Wie-
so hält Mieter das nicht ab?
Es ist absolut verständlich, dass Mie-
terinnen und Mieter in Berlin, die
wissen was passiert, wenn der typi-
sche Briefkastenfirma-Investor ihr
Haus kauft, lieber bei einer Genos-
senschaft unterkommen wollen.
Schließlich sind es Genossenschaf-
ten, die oft weit unter den sonstigen
Angebotsmieten vermieten. Und vor
allem müssen Genossenschaftsmit-
glieder eben in aller Regel nicht da-
mit rechnen, gegen ihren Willen
rausgeschmissen zu werden.

Wirklich billig sind die aus den ho-
hen Kaufpreisen resultierenden
Mieten nicht. Ist das wirklich ein
sinnvolles Modell für Mieter?
Das Problem sind natürlich die sehr
hohen Preise. Selbst wenn die Ge-
nossenschaft keinen Profit über das
Notwendige hinaus erwirtschaftet,
weil die Mieter auch die Eigentümer
sind. Aber Geld herbeizaubern kann
sie auch nicht, sie muss sich also an
den sehr hohen Aufwendungen
orientieren. Längerfristig sind es
wahrscheinlich in 30 Jahren eher die
leistbareren Mieten, weil diese Häu-
ser in der Zwischenzeit nicht noch
dreimal weiterverkauft werden. In der
Kombination mit günstigen Darlehen
der Investitionsbank Berlin, einem
Zuschuss des Landes und unverzins-
ten Anteilen, die die Leute selber
zeichnen, scheint es mir ein sehr red-
licher und gut austarierter Versuch,
die Finanzierung zu stemmen. Es wur-
de immer zugegeben, dass alles sehr
knapp kalkuliert ist, um mit Ach und
Krach noch auf leistbare Mieten zu
kommen.

Von linker Seite lautet oft die Kri-
tik, dass Genossenschaften vor al-
lem ein Modell für die Mittel-
schicht seien und nicht für Gering-
verdiener.
So pauschal ist dieser Vorwurf völli-
ger Quatsch. Es handelt sich um eine
solidarische Finanzierung, bei der
ganz viele mitmachen und auch die-
jenigen, die sich vielleicht eine Ei-
gentumswohnung leisten könnten,
bewusst ein Genossenschaftsmodell
unterstützen, bei dem alle mitge-
nommen werden. Wenn in einem
Haus der »Diese eG« beispielsweise
die Hälfte der Mietparteien den nö-
tigen Eigenanteil einbringen kann,
einige wenige sogar noch etwasmehr
und Unterstützer von außerhalb
ebenfalls Anteile zeichnen, kann das

auch für die wenig Verdienenden ein
Modell sein. Das löst natürlich nicht
das Wohnungsproblem für alle. Es
braucht weiterhin kommunalen
Wohnungsbau, der noch stärker sub-
ventioniert ist, damit auch Leute, die
dauerhaft auf fünf oder sechs Euro
Kaltmiete pro Quadratmeter ange-
wiesen sind, wohnen können.

Bestehende Genossenschaften ha-
ben bisher bei den Vorkäufen abge-
wunken, weil sie die Käufe für nicht
wirtschaftlich halten und hohe Um-
lagen für die anderen Mitglieder
fürchten. Ist das gerechtfertigt?
Wieso die Genossenschaften von ei-
ner Umlage ausgehen, wenn die Leu-
te in diesen Häusern sagen, dass sie

das Eigenkapital selber stemmen und
höhere Mieten in Kauf nehmen, er-
schließt sich mir nicht. Dass eine Um-
lage potenziell auf Widerstand derje-
nigen stoßen könnte, die bereits gut
und billig wohnen, ist naheliegend.
Und im deutschen Genossenschafts-
wesen ist stark diese Idee des Mit-
gliedernutzens verankert und weni-
ger jene einer expansiven Solidarität.

Sie beklagen also mangelnde Soli-
darität der Genossenschaften mit
jenen, die noch nicht deren Mit-
glieder sind?
Ich frage mich schon, wieso die gro-
ßen Wohnungsbaugenossenschaften
mit ihren Reserven an dieser Stelle
keine Verantwortung tragen. Ich bin
mir fast sicher, dass es kein gewalti-
ges Problem wäre, wenn eine große
Genossenschaft mit gut bewirtschaf-
teten Beständen ab und zu ein ein-
zelnes Haus im innerstädtischen Ge-
biet kaufen würde. Dafür hätten die
Berliner Genossenschaften, die im-
merhin rund zehn Prozent des Woh-
nungsbestandes halten, ja beispiels-
weise vor einigen Jahren, als die ak-
tuelle Entwicklung schon absehbar
war, eine Art Kriegskasse anlegen
können. Es ist ein grundsätzliches
Problem in Deutschland, dass spä-
testens mit der Abschaffung der Woh-
nungsgemeinnützigkeit einige der
großen Genossenschaften vergessen
zu haben scheinen, wo sie herkom-
men und jetzt in Verbänden wie dem
Verband Berlin-Brandenburgischer
Wohnungsunternehmen (BBU) mun-
ter mit der Deutsche Wohnen zu-
sammensitzen.

Die Genossenschaften opponieren
auch heftig gegen den geplanten
Landes-Mietendeckel.
Wenn wir damit rechnen müssten,
dass in Leipzig übermorgen ein Mie-
tendeckel eingeführt wird, dann hät-
ten wir wahrscheinlich auch das eine
oder andere Problem. Der Senat er-
klärt, er dürfe nicht zwischen Genos-
senschaften und anderen unterschei-
den. Das rührt daher, dass es keine fi-
xe rechtliche Definition von nichtpro-
fitorientierter Wohnungswirtschaft
gibt, wie es mit der Gemeinnützigkeit
der Fall war. Viele Genossenschaften
wollen eine solche auch nicht wieder
– aber wenn sie keiner zusätzlichen
Regulierung unterworfen sein wol-
len, dann werden sie eben auch gleich
behandelt, wie profitorientierte Un-
ternehmen. Berlin sollte sich auf je-
den Fall bemühen, den Mietendeckel
so auszugestalten, dass nicht diejeni-
gen Akteure in Mitleidenschaft gezo-
gen werden, die im Gegensatz zu den
ganzen Briefkastenfirmen für günsti-
ges Wohnen stehen.
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Tobias Bernet beschäftigt sich seit
langem wissenschaftlich aber auch
ganz konkret mit Stadt und Wohn-
raum und promoviert zu neuen For-
men genossenschaftlichen Wohnens.
In Leipzig ist er Vorstand der 2017
gegründeten Solidarischen Woh-
nungsgenossenschaft, der inzwischen
drei Häuser gehören. Über die Ge-
nossenschaft »Diese eG« und den
Mietendeckel sprach Nicolas Šustr
für »nd« mit ihm. Foto: privat


